Verdi: Illegale haben ein Recht auf Gesundheit

von Stephan Hamacher

Wer illegal in Deutschland lebt, für den kann ein Arzttermin oder eine Schwangerschaft existenzbedrohend sein. Um sich mit dieser Problematik auseinanderzusetzen, hatte der Verdi-Landesbezirk zu einer Informationsveranstaltung eingeladen. Der Titel: „Das Recht auf Gesundheit für alle!“

Ausgangspunkt war das Schicksal einer Lateinamerikanerin in Hamburg. Sie ist Mutter zweier Kinder, die die Familie daheim verlassen hatte, um die Kleinen mit Geld zu versorgen. Sie war der deutschen Sprache nicht mächtig und lebte wie eine Sklavin rechtlos in einem Haushalt reicher Deutscher, die sie offensichtlich ausnutzten. „Gefangen ohne Fesseln im Haushalt“, so skizzierte Moderatorin Sabine Wagner das Los der Frau, die sich schließlich an die Gewerkschaft wendete. Offenbar kein Einzelschicksal.

Nicht erst als Notfall behandeln

Mehr als 100 000 so genannte Illegale leben ohne amtliche Papiere allein im Großraum Düsseldorf, sagte Knut Lambertin vom Bundesvorstand des Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB). Und weiter: „Mehr als 30 Prozent der Todesfälle weltweit sind gesundheitsbedingt. Die Hauptursachen sind Durchfall, Geburtsprobleme, Kinderkrankheiten, Tuberkulose, Meningitis, Hepatitis, Atemwegerkrankungen und Aids.“ Armut mache krank, und Krankheit mache arm, so Lambertin. Die Gesundheitsbranche wachse unaufhörlich; mehr als fünf Millionen Menschen seien hierzulande bereits in diesem Sektor beschäftigt. Nun gelte es, das Recht auf Gesundheit einklagbar zu machen - auch für Menschen ohne amtliche Papiere, wie Lambertin findet: „Das ist ein hartnäckiger Prozess, es ist ein Häuserkampf.“ Um diesen zum Erfolg zu führen, schlug er ein Bündnis zwischen Gewerkschaften und Nicht-Regierungsorganisationen vor, unter dem Banner „global, gesund, gerecht“: „Wir müssen eine Plattform für Menschenrechte zur Gesundheitsversorgung errichten. Wir müssen von oben und von unten kämpfen.“

Superintendentin Henrike Tetz vom evangelischen Kirchenkreis der Stadt warb für eine politische Lösung: „Man sollte nicht erst ein medizinischer Notfall sein, um behandelt zu werden.“ Laut Lambertin halten sich zwischen 500 000 und 1,5 Millionen Menschen illegal in Deutschland auf, also ohne amtliche Papiere und Aufenthaltsgenehmigung - und damit ohne Krankenversicherung.

Dann sprachen Menschen aus Vietnam, den Philippinen, aus Mosambik. Eine Frau aus Ostasien berichtete, dass sie über Polen eingereist sei beim Versuch, den Vater ihres sechs Monate alten Sohnes ausfindig zu machen. Vor zwei Wochen hielt sie erstmals die Karte der Krankenkasse in der Hand.
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